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Freizeichnung 

© 06.10.2023 von Tobias Panzer 

Der Seminarinhalt und der Skriptinhalt sind nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. 

Wegen der Dynamik des Rechtsgebiets, wegen der Vielzahl letztinstanzlich nicht entschiedener Einzelfra-

gen und wegen des Fehlens beziehungsweise der Unvollständigkeit bundeseinheitlicher Verwaltungsan-

weisungen kann weder von der NAUTILUSakademie (NAUTILUS Fortbildung Recht & Steuern GmbH) 

noch von dem Verfasser des Seminarskriptes und dem jeweiligen Referenten irgendeine Haftung über-

nommen werden. Sämtliche Beiträge und Checklisten sind urheberrechtlich geschützt. Weitergabe, Ko-

pien, Vervielfältigungen und Verwertungen jeder Art sind nur mit Einwilligung des Verfassers erlaubt. 
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I. Hintergrund zu den verdeckten Einlagen (vE) 

Die vE ist ein in das Gesetz implementierte und durch die Rechtsprechung entwickeltes Rechtskon-

strukt, dass dazu dienen soll ungerechtfertigte Steuererhöhungen zu verhindern und eine Gleichheit 

in der Einkommensermittlung für vergleichbare Sachverhalte unabhängig von der Wahl der Gesell-

schaftsform herzustellen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Unterschied zu einem Einzelunternehmen oder einer Personengesellschaft besitzt die Kapitalge-

sellschaft keine private Ebene. Diese Tatsache führt dazu, dass die Möglichkeit der Verbuchung von 

Privatentnahmen oder Neueinlagen nicht möglich ist. Vielmehr müssen diese Sachverhalte gewinn-

wirksam verbucht werden. Hierbei liegt natürlich immer die Annahme zugrunde, dass keine ander-

weitigen Vereinbarungen wie beispielsweise eine Darlehensvereinbarung geschlossen worden sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beispiel I: 

A betreibt ein Einzelunternehmen in Köln. Zum Erwerb des neuen Büroobjektes zahlt A vom priva-

ten Bankkonto den gesamten Kaufpreis (450.000,- €) ohne, dass eine Rückzahlungspflicht für das 

Geld besteht oder eine Rückzahlung geplant ist. 

Lösung: 

Buchung auf der ersten Stufe der Gewinnermittlung: 

Bürogebäude  450.000,- €  an  Neu-Einlage 450.000,- € 

Außerbilanzielle Korrekturen auf der zweiten Stufe der Gewinnermittlung: 

entfallen 

Beispiel II: 

Gesellschafter*in A entschließt sich dazu, dass der eigenen GmbH eine einmalige Kapitalhilfe zukom-

men gelassen wird, damit die anstehenden Investitionen erfolgen können. Daher überweist A auf das 

Bankkonto der GmbH einen Betrag von 25.000,- €, ohne dass ein Einlagebeschluss erstellt wurde 

oder dass eine Rückzahlungspflicht von Seiten der GmbH besteht. 

Lösung: 

Buchung auf der ersten Stufe der Gewinnermittlung: 

Bank  25.000,- €  an s.b. Ertrag 25.000,- €   

Außerbilanzielle Korrekturen auf der zweiten Stufe der Gewinnermittlung: 

Korrektur des Ertrages, § 8 Abs. 3 S. 3 KStG: ./. 25.000,- € 
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Anhand dieser kleinen Gegenüberstellung der beiden Beispiele wird schnell nachvollziehbar, dass die 

vE insbesondere zum Ausgleich der fehlenden privaten Ebene von Kapitalgesellschaften gedacht, so-

dass am Ende der Einkommensermittlung keine Verbesserung bzw. Verschlechterung ausschließlich 

wegen der Wahl der Gesellschaftsform entstehen. 

 

II. Rechtsfolge und Voraussetzungen der vE 

Die vE ist im Gesetz nicht genauer definiert. Vielmehr findet sich in § 8 Abs. 3 S. § KStG lediglich die 

Rechtsfolge aus der Verwirklichung eine vE: 

„Verdeckte Einlagen erhöhen das Einkommen nicht.“ 

Die Voraussetzungen sind vielmehr nach der Entwicklung durch die Rechtsprechung in R 8.9 der 

Körperschaftsteuer-Richtlinien (KStR) aufgenommen worden. Folgende Voraussetzungen müssen ge-

meinschaftlichen vorliegen, damit die außerbilanzielle Korrektur nach § 8 Abs. 3 S. 3 KStG durchge-

führt werden muss: 

1. Anteilseigner oder nahestehende Person 

2. Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis 

3. Zuwendung außerhalb der gesellschaftsrechtlichen Einlagen 

4. einlagefähiger Vermögensvorteil 

 

1. Anteilseigner oder nahestehende Person 

Die erste Voraussetzung betrifft die Personengruppen, die mit einer Bar- oder Sachzuwendung an die 

Gesellschaft eine vE auslösen können. Sollten anderweitige Personen eine Zuwendung an die Gesell-

schaft leisten, so scheidet eine Berücksichtigung als vE mit der Konsequenz einer außerbilanziellen 

Minderung des Ertrages aus. Folgende Personen können der Kapitalgesellschaft eine Zuwendung zu-

kommen lassen, sodass eine vE subsumiert werden kann: 

1. Anteilseigner 

2. Dem Anteilseigner nahestehende Personen 

 

Als Anteilseigner ist nach § 20 Abs. 5 S. 2 EStG die Person anzusehen, der nach § 39 der Abgaben-

ordnung die Anteile an der Kapitalgesellschaft wirtschaftlich zuzurechnen sind. Sollte das zivilrechtliche 

Eigentum und das wirtschaftliche Eigentum auseinanderfallen, so muss hier eine besondere Vorsicht 

geboten werden. 

 

 

 

 

 

 

Beispiel: 

Die Gesellschafterin A least einen PKW von einer großen Leasinggesellschaft. Im Rahmen des Vollamori-

sationsleasing wird eine Leasing-Laufzeit von mehr als 90 % der betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer ver-

einbart. Außerdem besitzt A eine einseitige Kaufoption.  

Da A plant den PKW nachdem Leasing zu kaufen, schenkt sie den PKW ihrer GmbH. 
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Der NAUTILUS|tipp 

Im Bezug auf Anteilsrechte ist hinsichtlich des Auseinanderfallens des zivilrechtlichen vom wirt-

schaftlichen Eigentum insbesondere das Konstrukt von Treuhandkonstellationen zu beachten.  

Im Rahmen eines Treuhandverhältnisses übernimmt der Treuhänder in Außenwirkung die Eigen-

tümmerstellung an den Anteilsrechten und erhält hierfür eine Vergütung. Der Treuhänder ist je-

doch nicht berechtigt eigene Willenserklärungen abzugeben, sondern ist an die Weisungen des 

Treugebers gebunden. Der Treugeber bleibt zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentümer der 

Anteilsrechte, sodass er üblicherweise als Anteilseigner anzusehen ist. 

 

Als nahestehende Person ist für Zwecke der Beurteilung der Verwirklichung einer vE nach R 8.9 

Abs. 3 S. 1 KStR, H 8.9 „Nahestehende Person“ KStH, H 8.5 III. „Nahestehende Person“ KStH jede 

natürliche und juristische Person einzubeziehen, die eine Beziehung zum Anteilseigner / zur Anteils-

eignerin unterhält und diese den Schluss zulässt, dass die Vorteilszuwendung an die Kapitalgesell-

schaft durch den/die Anteilseigner*in beeinflusst war. Somit kann sich das nahestehende Verhältnis 

aus persönlicher, familienrechtlicher, gesellschaftsrechtlicher, schuldrechtlicher oder tatsächlicher Art 

herleiten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lösung: 

Zivilrechtliche Eigentümerin des PKW ist und bleibt die Leasinggesellschaft bis die abschließende Kauf-

preiszahlung nach Ausübung der Kaufoption gezahlt worden ist.  

Das wirtschaftliche Eigentum liegt dagegen bei der Gesellschafterin A, sodass auch die steuerliche Zu-

rechnung zu A erfolgt.  

Beispiel: 

Allein-Gesellschafter B der B-GmbH hat seinem guten Freund T ein Darlehen in Höhe von 50.000,- € 

überlassen. Es handelt sich um ein Fälligkeitsdarlehen, das fremdüblich mit 2,5 % p.a. verzinst ist. B hat 

das exklusive Recht jederzeit und ohne Angabe von Gründen das Darlehen zum nächsten Monat zu kün-

digen.  

B weißt nunmehr seinen guten Freund T an, der vollständig liquiditätstechnisch von dem Darlehen B ab-

hängig ist, dass T der B-GmbH einen Betrag von 1.000,- € zukommen zu lassen hat. Andernfalls würde er 

von seinem außerordentlichen Kündigungsrecht Gebrauch machen.  

T kommt der Aufforderung des B nach und überweist der B-GmbH einen Betrag von 1.000,- €. 

Lösung: 

T steht in einem schuldrechtlichen Abhängigkeitsverhältnis zu B. Daher kann hieraus ein dem B naheste-

hendes Verhältnis unterstellt werden. Somit erfolgt die Vorteilszuwendung der 1.000,- € von einer dem 

Anteilseigner nahestehenden Person, sodass die Einstiegsvoraussetzung für die vE erfüllt ist. 

(Hinweis: Ob es sich hierbei um eine strafbare Handlung von B handelt, bitte ich auszublenden.) 
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Unabhängig davon, ob die vE durch eine Zuwendung des/der Anteilseigner*in selbst erfolgt oder 

durch eine dem/der Anteilseigner*in nahestehenden Person, erfolgt die steuerrechtliche Abwicklung 

der Konsequenzen aus vE beim/bei der Anteilseigner*in.  

Sollte die Zuwendung durch eine nahestehende Person erfolgen, so wird steuerliche fingiert, dass zu-

nächst die Zuwendung von der nahestehenden Person an den/die Anteilseigner*in als privatrechtliche 

Schenkung erfolgt (Achtung: Schenkungssteuer möglich!) und anschließend der/die Anteilseigner*in 

die Überführung in das Vermögen der Kapitalgesellschaft selbst veranlasst. 

 

2. Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis 

Ob eine Zuwendung an die Gesellschafter*innen im Gesellschaftsverhältnis begründet ist, orientiert 

sich an dem sog. „Fremdvergleich“. Hierzu führt das KStG in seinen Anwendungshinweisen folgenden 

Passus aus: 

„Eine Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis ist nur dann gegeben, wenn ein Nichtgesell-

schafter bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns den Vermögensvorteil der Ge-

sellschaft nicht eingeräumt hätte, was grundsätzlich durch Fremdvergleich festzustellen ist.“ (R 8.9 

Abs. 3 S. 2 KStR) 

Maßgeblich für die Beurteilung, ob die Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis tatsächlich ver-

wirklicht ist, ist der Zeitpunkt des Eingehens der Verpflichtung. Der spätere Zeitpunkt der tatsächli-

chen Erfüllung ist nicht entscheidend. Dies ist selbst dann so anzusehen, wenn nach dem Eingehen 

der Verpflichtung, aber vor Erfüllung der Verpflichtung die Anteilseigner-Stellung enden sollte. (H 8.9 

„Gesellschaftsrechtliches Interesse“ KStH). 

 

3. Zuwendung außerhalb der gesellschaftsrechtlichen Einlagen 

Am Beispiel einer GmbH, einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wird bereits im Namen deut-

lich, dass eine Kapitalgesellschaft haftungsbeschränkt auf ihr Stammkapital ist. Diese Tatsache bringt 

mit sich, dass Zuführung von Kapital- oder Sachgüter nur dann im Stammkapital bzw. in der Kapital-

rücklage ausgewiesen werden kann, wenn hierzu ein offizieller Einlagebeschluss gefasst und dieser per 

notarieller Beglaubigung beim Handelsregister angemeldet wird. Sollte es an einem solchen notariel-

len Einlagebeschluss fehlen, scheidet eine steuerneutrale Verbuchung von Neu-Einlagen im Eigenkapi-

tal der Kapitalgesellschaft aus.  

Daher kann dieses Tatbestandsmerkmal weniger als rechtliche denn vielmehr als tatsächliche Voraus-

setzung für die Verwirklichung einer vE angesehen werden. Denn nochmal ein Reminder zum Beginn 

dieses Skriptes: Das rechtliche Konstrukt des § 8 Abs. 3 S. 3 KStG ist deswegen notwendig, weil bei 

einer vE die buchhalterische Erfassung der Einlage gewinnwirksam und nicht steuerneutral erfolgt. 

Dieses Ungleichverhältnis zu Einzelunternehmen / Personengesellschaft muss über die Berücksichti-

gung der außerbilanziellen Korrektur kompensiert werden. Dagegen ist eine Kompensation auf der 2. 

Stufe nicht notwendig, wenn die Verbuchung als Stammkapital oder Zuführung in die Kapitalrücklage 

erfolgen kann und somit bereits die innerbilanzielle Erfassung ohne Auswirkung auf den Gewinn er-

folgt ist. 
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Beispiel I: 

A beschließt im Rahmen einer Gesellschafterversammlung ihrer Kapitalgesellschaft, dass das Stammkapi-

tal dieser GmbH um 1.000,- € auf 26.000,- € erhöht werden soll. Diese 1.000,- € werden auf das Bank-

konto der GmbH nach Abschluss aller Formalitäten überwiesen.  

Lösung: 

Buchhalterische Abwicklung – I. Stufe der Gewinnermittlung: 

Bank  1.000,- €  an  Stammkapital 1.000,- € 

Außerbilanzielle Korrekturen – II. Stufe der Gewinnermittlung: 

entfällt (Buchung bereits erfolgsneutral)  

Beispiel II: 

Aus verfahrensökonomischen und kostentechnischen Gründen beschließt A, dass sie ihrer eigenen 

GmbH 1.000,- € für die Begleichung einer offenen Rechnung zukommen lässt. Sie schließt mit ihrer 

GmbH einen Darlehensvertrag, dass besagt, dass die Rückzahlung nach einem Jahr in einem Einmalbetrag 

erfolgen muss.  

Lösung: 

Buchhalterische Abwicklung – I. Stufe der Gewinnermittlung: 

Bank  1.000,- €  an  Geser-Verbindlichkeit 1.000,- € 

Außerbilanzielle Korrekturen – II. Stufe der Gewinnermittlung: 

entfällt (Buchung bereits erfolgsneutral)  

Beispiel III: 

Aus verfahrensökonomischen und kostentechnischen Gründen beschließt A, dass sie ihrer eigenen 

GmbH 1.000,- € für die Begleichung einer offenen Rechnung zukommen lässt. Die Zuwendung des Gel-

des erfolgt ohne Rückzahlungsverpflichtung für die GmbH.  

Lösung: 

Buchhalterische Abwicklung – I. Stufe der Gewinnermittlung: 

Bank  1.000,- €  an  s.b. Ertrag 1.000,- € 

Außerbilanzielle Korrekturen – II. Stufe der Gewinnermittlung: 

./. 1.000,- €, § 8 Abs. 3 S. 3 KStG  
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4. Einlagefähiger Vermögensvorteil 

Das wichtigste Merkmal für die Annahme einer vE ist das Vorliegen eines sog. „einlagefähigen Vermö-

gensvorteils“. Hierin liegt einer der Hauptunterschiede zwischen der vE und vGA, weil eine Zuwen-

dung durch den/die Gesellschafter*in auch ohne eine buchhalterische Konsequenz erfolgen kann.  

Daraus lässt sich ableiten, dass der einlagefähige Vermögensvorteil bilanzierungsfähig sein muss (vgl. H 

8.9 „Einlagefähiger Vermögensvorteil“ KStH). Eine Bilanzierungsfähigkeit kann entweder dadurch ver-

wirklicht werden, dass  

a. ein Aktivposten entsteht oder sich erhöht oder 

b. ein Passivposten entfällt oder gemindert wird. 

Hierbei spielen auch Aktivierungs- bzw. Passivierungsverbote eine gewichtige Rolle und sind bei der 

Entscheidung über eine Bilanzierungsfähigkeit zu berücksichtigen. Damit kann beispielsweise ein imma-

terielles Wirtschaftsgut Gegenstand einer Einlage sein und auch nach gesellschaftsrechtlichen eingelegt 

werden und dennoch wegen eines Aktivierungsverbotes zu keiner vE führen.  

Der NAUTILUS|tipp 

Gerade im Verhältnis zwischen der GmbH und ihrem/ihrer Alleingesellschafter*in sind häufig For-

derungsverzichte auf Rückzahlung von Gesellschafter*innen-Forderungen Gegenstand von ver-

deckten Einlagen. Wichtig ist hierbei auf zwei Themen zu achten: 

1. Ist die Forderung im Zeitpunkt des Verzichtes überhaupt noch werthaltig oder war die 

Kapitalgesellschaft in einer Krise und eine Abschreibung der Forderung muss der Ausbu-

chung wegen des Verzichtes vorangehen? 

2. Handelt es sich um einen finalen Forderungsverzicht oder erfolgt der Forderungsverzicht 

gegen Besserungsschein?  

Unter Beachtung der Hinweise „Forderungsverzicht“ und „Forderungsverzicht gegen Besserungs-

schein“ in H 8.9 KStH kann eine rechtssichere Abwicklung von einem Forderungsverzicht des/der 

Gesellschafter*in erfolgen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beispiel I: 

A überlasst das Eigentum an ihrem PKW der eigenen GmbH, an der sie selbst zu 100 % beteiligt ist. Es 

erfolgte weder ein Einlagebeschluss, noch liegt eine Vereinbarung über eine Entschädigung zugunsten der 

A vor.  

Lösung: 

Auf Ebene der GmbH entsteht mit der Übertragung des Eigentums ein neuer Aktivposten, nämlich 

„PKW“. Aufgrund der Bilanzierungsfähigkeit der unentgeltlichen Zuwendung, liegt eine vE vor.  

Beispiel II: 

Um der eigenen GmbH einen zusätzlichen Liquidationsbonus zu geben, entscheidet sich B dazu auf eine 

Rückzahlung seines Finanzierungsdarlehens vom Gründungszeitpunkt der GmbH vollständig zu verzich-

ten. Das Darlehen war im Zeitpunkt des Verzichtes voll werthaltig.  
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Es handelt sich dagegen um keinen einlagefähigen Vermögensvorteil, wenn es sich um einen bloßen 

Nutzungsvorteil handelt, 8.9 „Nutzungsvorteile“ KStH. In diesen Fällen liegt keine Bilanzierungsfähig-

keit vor, sodass mangels Verbuchung des Vorteils keine außerbilanziellen Konsequenzen ergriffen wer-

den müssen. Wichtig ist, dass der Nutzungsvorteil von Beginn der Einräumung als solcher bereits ver-

einbart worden war. Folgende Beispiele können als bloßer Nutzungsvorteil eingeräumt werden: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

eine ganz oder teilweise unengeltliche Erbringung einer 
Dienstleistung als Gesellschafter*in an die eigene 
Kapitalgesellschaft

eine unentgeltlich oder verbilligte Gebrauchs- und 
Nutzungsüberlassung eines Wirtschaftsgutes

die Gewährung eines Zinsvorteils im Rahmen einer 
Darlehensgewährung durch unverzinsliche oder 
geringsverzinslicher Vereinbarung

Lösung: 

Durch den Verzicht auf ein werthaltiges Darlehen entfällt aus Sicht der GmbH eine Verbindlichkeit. Dies 

ist als Zuwendung anzusehen, die damit einen Passivposten mindert bzw. entfallen lässt, sodass auch in 

diesem Fall eine Bilanzierungsfähigkeit und somit eine vE verwirklicht ist.  

Beispiel III: 

A besitzt ein Einzelunternehmen als Garten- und Landschaftsbauer und betreibt als Gesellschafter-Ge-

schäftsführer außerdem eine GmbH für den Vertrieb von Gerätschaften für den Garten- und Land-

schaftsbau. Da die Parkplatzanlagen des Ladengeschäfts der GmbH renovierungsbedürftig sind, entsendet 

der A mehrere Mitarbeiter seines Einzelunternehmens zum Instandsetzen der Parkplatzanlagen. Von vor-

herein war vereinbart, dass die Dienstleistung unentgeltlich erfolgt.  

Lösung: 

A wendet seiner eigenen GmbH durch die unentgeltliche Instandsetzung einen Vermögensvorteil zu. Al-

lerdings handelt es sich bei diesem Vermögensvorteil um kein einlagefähiges Wirtschaftsgut, weil weder 

ein Aktivposten entsteht oder erhöht wird (z.B. Außenanlage, o.ä.) und auch kein Passivposten durch die 

Unentgeltlichkeit entfällt, weil von Anfang an von einer kostenlosen Dienstleistung ausgegangen wurde 

damit nie eine Forderung von A entstanden ist.   
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III. Bewertung der vE und Auswirkungen auf Gesellschafter*innen-Ebene 

Für die Bewertung von verdeckten Einlagen gelten die ertragsteuerlichen Grundsätze gleichermaßen. Daher muss im Rahmen der Bewertung der vE unterschie-

den werden, ob die vE aus dem Privatvermögen oder Betriebsvermögen des/der Gesellschafter*in erfolgt und welche Art des Vermögens vorliegt. Zum besse-

ren Verständnis finden Sie hier eine Übersicht der unterschiedlichen Fallgestaltungen.
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IV. Das steuerliche Einlagekonto im Sinne von § 27 

KStG 

Das steuerliche Einlagekonto nach § 27 KStG ist ein essentielles Zusatz-Berechnungskonstrukt für 

die Feststellung, ob und wie viele tatsächliche Einlagen von Seiten der Gesellschafter*innen geleistet 

wurden und noch in der Kapitalgesellschaft vorhanden sind. Mit dieser Berechnungsgrundlage kann 

dann entschieden werden, welche Art der Kapitalausschüttung von Seiten der Kapitalgesellschaft vor-

genommen wird. Denn nur soweit auch noch tatsächliche Gewinne in der Kapitalgesellschaft vorhan-

den sind, handelt es sich um tatsächliche Gewinnausschüttungen und im Übrigen um Zurückzahlung 

von Kapital. 

Hintergrund der Notwendigkeit einer gesonderten Berechnung von den tatsächlich im Gesellschafts-

vermögen noch vorhandenen und damit ausschüttbaren Gewinnen ist, dass neben den offenen Einla-

gen, die im Stammkapital verzeichnet werden auch verdeckte Einlagen möglich sind, die nicht im 

Stammkapital verbucht werden. Eine (verdeckte) Gewinnausschüttung wird jedoch immer nur in den 

Fällen angenommen, wenn tatsächliche Gewinne der Gesellschaft „ausgeschüttet“ bzw. an die Gesell-

schafter*innen transferiert werden. Jede Rückzahlung von Kapital (egal, ob aus einer offenen oder 

verdeckten Einlage) verwirklicht den Tatbestand einer Veräußerungsfiktion, sodass eine Veräuße-

rungsgewinnermittlung nach §§ 17 oder 20 EStG notwendig ist. 

Die Feststellung, ob es sich um eine (verdeckte) Gewinnausschüttung handelt, erfolgt durch die Er-

mittlung des sog. „ausschüttbaren Gewinns“, § 27 Abs. 1 S. 5 KStG. Die Ermittlung des ausschüttba-

ren Gewinns erfolgt wie folgt: 

 Wert des gesamten Eigenkapitals am Ende des Wirtschaftsjahres  

 ./. gezeichnetes Kapital am Ende des Wirtschaftsjahres 

 ./. Bestand des steuerlichen Einlagekontos zum Ende des vorangegangenen Wirtschaftsjahres 

 = ausschüttbarer Gewinn 

Sollte die (verdeckte) Gewinnausschüttung den Wert des ausschüttbaren Gewinnes übersteigen, so 

liegt mit dem übersteigenden Betrag eine sog. „Einlagenrückgewähr“ vor, § 27 Abs. 1 S. 3 KStG. Eine 

Einlagenrückgewähr verwirklicht die Ersatz-Fiktion eines Veräußerungstatbestandes gem. dem EStG. 

 

 

 

 

 

 

Zum Ende eines jeden Wirtschaftsjahres ist der Bestand des steuerlichen Einlagekontos neu zu er-

mitteln. Hinsichtlich des neuen Bestandes des steuerlichen Einlagekontos im Sinne des § 27 KStG 

wird ein gesonderter Wertfeststellungsbescheid erlassen. Im Zug der Ermittlung des neuen Bestan-

Erhöhungstatbestände

•Einlagen, die nicht in das Nennkapital geleistet 
werden

•verdeckte Einlagen

•Minderabführungen im Rahmen der 
organschaftlichen Zeit

Minderungstatbestände

•Einlagenrückgewähr gem. § 27 Abs. 1 S. 3 KStG

•Mehrabführungen im Rahmen der 
organschaftlichen Zeit

•Ausgleichszahlungen im Sinne von § 16 KStG

•Liquidation
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des des steuerlichen Einlagekontos sind mehrere Faktoren zu berücksichtigen. Betreffend dem steu-

erlichen Einlagekonto im Sinne des § 27 KStG sind viele zusätzliche Besonderheiten zu beachten, die 

einen eigenständigen Seminartermin füllen könnten. Daher bitte ich diesen Punkt des Skriptes als 

kurzen Hinweis zu verstehen, der in keinem Fall Vollständigkeit hinsichtlich dieses Themas für sich 

proklamiert. Zur Hilfestellung in der Praxis und im Einzelfall finden Sie als Anlage I zu diesem Skript 

das BMF-Schreiben vom 04.06.2003, was die Grundlagen des steuerlichen Einlagekontos im Sinne von 

§ 27 KStG und des Sonderausweises im Sinne von § 28 KStG tiefgehend beschreibt. 

Der NAUTILUS|tipp 

Im Rahmen des Körperschaftsteuer-Modernisierungsgesetzes wurde das Konzept der organ-

schaftlichen Mehr- und Minderabführung überarbeitet. Alle organschaftlichen Mehr- und Minder-

abführungen nach dem 31.12.2021 können nicht mehr im Rahmen eines steuerlichen Ausgleichs-

postens erfasst und am Ende der Organschaft abgewickelt werden, sondern sind direkt nach § 27 

Abs. 6 KStG als Einlagenrückgewähr (Mehrabführungen der Organgesellschaft) bzw. als Einlage 

(Minderabführungen der Organgesellschaft) zu erfassen und dem Beteiligungsbuchwert erhöht 

oder mindernd gegenzurechnen. 

 

 


